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Kontakt 
Der Vorstand: 
Vorsitzender: 
Lothar Schnitzler, Diplompsychologe,  
Landtagsabgeordneter, 
E-Mail: LSchnitzler@gmx.de 
Mobil: (0178) 6 89 60 43 
 
Stellvertretende Vorsitzende: 
Regina Preysing, Diplom-Ingenieurin 
 
Claudia Stader, kaufmännische Angestellte,  
Stadtverordnete, 
E-Mail: claudia.stader@saarbruecken.de 
 
Geschäftsführer: 
Mike Botzet, Diplom-Soziologe,  
E-Mail: mike.botzet@links-der-saar.de 
 
Schatzmeister:  
Jens Jacobi und Hansjörg Rudolffi 
 
Schriftführerin: Susanne Wetzel 
 
Pressesprecher: Martin Sommer 
 
Jugendbeauftragter: Philipp Preysing 
 
Beisitzer:  
Dirk Kremp,  
Brigitte Kneip,  
Jürgen Straub, E-Mail: StraubCon@aol.com,  
Uli Hoffmann,  
Heinz Ewig,  
Thomas Mohrbacher 

Termine 
Der Vorstand des Ortsvereins trifft sich an jedem ers-Der Vorstand des Ortsvereins trifft sich an jedem ers-Der Vorstand des Ortsvereins trifft sich an jedem ers-Der Vorstand des Ortsvereins trifft sich an jedem ers-
ten Donnerstag im Monat um 19 Uhr im Nedims Bist-ten Donnerstag im Monat um 19 Uhr im Nedims Bist-ten Donnerstag im Monat um 19 Uhr im Nedims Bist-ten Donnerstag im Monat um 19 Uhr im Nedims Bist-
ro. Jeder, der Interesse hat, ist herzlich eingeladen!ro. Jeder, der Interesse hat, ist herzlich eingeladen!ro. Jeder, der Interesse hat, ist herzlich eingeladen!ro. Jeder, der Interesse hat, ist herzlich eingeladen!    
 
3. April, 11 Uhr, Johanneskirche: 3. April, 11 Uhr, Johanneskirche: 3. April, 11 Uhr, Johanneskirche: 3. April, 11 Uhr, Johanneskirche: Ostermarsch Saar,  
Kundgebung am St. Johanner Markt:12 Uhr 
 
17. April., 9 Uhr, Peter17. April., 9 Uhr, Peter17. April., 9 Uhr, Peter17. April., 9 Uhr, Peter----ImandImandImandImand----Gesellschaft, Futterstra-Gesellschaft, Futterstra-Gesellschaft, Futterstra-Gesellschaft, Futterstra-
ße 17ße 17ße 17ße 17----19:19:19:19:  Seminar: Wie funktioniert Kapitalismus? 
 
 
 

Nachrichten 
Aus dem Stadtteil 

DIE LINKE fordert den Ausbau der Grundschule 
Folsterhöhe zu einer echten Ganztagsschule. Ortsvereins-
vorsitzender Lothar Schnitzler: „Alle reden von den 
schlechten Ergebnissen der Pisa-Studie, aber kaum einer 
tut etwas dagegen. Längst ist erkannt worden, dass unse-
re Kinder nur in Ganztagsschulen eine bessere Bildung 
erhalten können, die uns international wettbewerbsfähig 
halten kann. Deshalb fordern wir nachdrücklich, Gelder 
für den Bau weiterer Ganztagsschulen zur Verfügung zu 

Echte Ganztagsschule auf der Folsterhöhe 

Kinderarmut in Alt-Saarbrück en 

Seit Jahren gibt es in Alt-Saarbrücken ein Projekt des 
Gemeinwesenprojekts Unteres Alt-Saarbrücken gegen die 
Auswirkungen der Kinderarmut. Eine notwendige Ein-
richtung, die unbedingt erhalten bleiben muss. Die aktu-
elle Sozialstudie für das Saarland hat deutlich gezeigt, 
dass etwa ein Fünftel der Kinder in Saarbrücken in Ar-
mut lebt. Deshalb hat DIE LINKE ein kostenfreies Essen 
für alle Grundschulkinder gefordert sowie die Einführung 
eines Sozialpasses. Das hat die rot-rot-grüne Stadtratskoa-
lition auch jetzt so beschlossen. Soziale Politik geht 
scheinbar nur mit LINKS. 

Endlich wird der Fuß- und Radweg entlang der Metzer-
straße von der Bellevue bis zur Folsterhöhe gebaut. Ein 
unhaltbarer Zustand, dass die Bewohner der Folsterhöhe 
keine Möglichkeit hatten, gefahrlos in die Stadt zu gelan-
gen, wird nun beseitigt. Hier wird endlich Abhilfe ge-
schaffen. Die Partei DIE LINKE hat das Anliegen stets 
unterstützt. Sie fordert weiterhin den Ausbau bis zur 
Grenze. 

Folsterhöhe besser an die Stadt anbinden 

 
„Jene törichten Konzepte, die unter dem Etikett 

Supply-Side-Economics (angebotsorientierte Wirt-
schaftspolitik) kursieren, hätten mit Sicherheit 
wenig Einfluss gewonnen, stünde diese Doktrin 
nicht den Sichtweisen der Reichen  so nahe und 

würde  sie über die einschlägigen Medien nicht so 
nachdrücklich im Gespräch gehalten.“ 

 
Paul Krugmann 

Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften 2008 
 

Die Nachdenk-Ecke 
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Eigentlich müsste Hartmut Ostermann in diesen Tagen 
ja ganz besonders zufrieden sein: Denn der Unterneh-
mer steht im Rampenlicht. Das ganze Land diskutiert 
über ihn und vor allem über seine Spendenpolitik.  
 
DIE LINKE hat im Landtag einen Untersuchungsausschuss 
beantragt. Der soll klären, warum an einem Tag, kurz vor der 
Bildung der schwarzen Ampelkoalition, gleich fünf Steuerver-
fahren gegen Ostermann eingestellt worden sind. Und welche 
Auswirkungen Ostermanns Spenden auf die Regierungsbil-
dung gehabt haben. Schon bevor der Untersuchungsausschuss 
zum ersten Mal getagt hat, sind schon die ersten Erfolge zu 
verzeichnen: Denn nach und nach kam ans Licht, welche Par-
tei von Herrn Ostermann unterstützt worden ist. Und so ist 
inzwischen klar: Alle Landtagsparteien außer der LINKEN sind 
von Ostermanns Victor‘s-Gruppe in den letzten Jahren großzü-
gig beschenkt worden. Die Grünen haben allein im Wahljahr 
2009 mehr als 47.000 Euro bekommen — die größte Spende 
allerzeiten für diese Partei im Saarland. Kein Wunder, dass 
seitdem die Fra-
ge im Raum 
steht, ob die 
Grünen sich 
kaufen ließen. 
Lesen Sie dazu 
auf Seite 2 eine 
Satire von Lo-
thar Schnitzler. 
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Lesen Sie in dieser ausgbabe: 
 
�� Saarbrücken: Sparen ohne 

wehzutun   Seite 3 
 
�� Die Pleite der Stadt ist selbst-

verschuldet   Seite 4 
 
�� Mehr Netto vom Brutto—das 

haben wir jetzt davon Seite 7 
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Sie halten hier die erste Ausgabe einer 
ganz neuen Zeitung in den Händen:  
links der Saar links der Saar links der Saar links der Saar wird herausgegeben vom 
Ortsverein der LINKEN in Alt-
Saarbrücken / St. Arnual und soll ein Blatt 
für alle interessierten Bürger in diesen 
Stadtteilen sein. Hier sollen Sie künftig 
über Themen informiert werden, die Sie 
betreffen. In dieser Ausgabe geht es etwa 
um die Spardiskussion in Saarbrücken. Die 
hat ja auch ganz konkrete Auswirkungen 
auf Alt-Saarbrücken und St. Arnual., im-
merhin war zwischenzeitlich auch die 
Schulschwimmhalle Dellengarten in Ge-
fahr. Und Gebührenerhöhungen und Spar-
maßnahmen treffen auch Sie. Lesen Sie 
deshalb auf den folgenden Seiten, was der 
Saarbrücker Stadtrat konkret beschlossen 
hat und warum diese Stadt  finanziell der-
art miserabel dasteht. Auch das Thema 
Ostermann nehmen wir unter die Lupe: 
Denn wenn ein Unternehmer sich eine 
Landesregierung zusammenkauft, dann 
trifft das auch Sie.  Wenn auch Sie Themen 
und Anregungen haben, dann melden Sie 
sich. 
Die Partei DIE LINKE ist in allen Saarbrü-
cker Parlamenten vertreten. Und wir sind 
gekommen, um zu bleiben. Mit uns gibt es 
eine rot-rot-grüne Koalition im Stadtrat 
zum Wohle aller Bürgerinnen und Bürher 
— und nicht nur für die Wohlhabenden. Mit 
uns wird es keine Privatisierung städti-
scher Dienstleistungen mehr geben. DIE 
LINKE hat sich mit ihrer Forderung nach 
einem kostenfreien Mittagessen für Schul-
kinder durchgesetzt. Ebenso wird auf un-
ser Drängen hin ein Sozialpass für Arbeits-
lose und Geringverdiener eingeführt. Dies 
sind erste Schritte einer sozial gerechten 
Politik in unserer Stadt. 
�
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Die Spenden 
haben sich gelohnt!  
Jamaika ist unter Dach 
und Fach. 

Die Oster(mann)-Ausgabe 
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Aus dem Landtag 

Feuchtgebiete — eine Realsatire 
Der Landtagsabgeordnete  
Lothar Schnitzler  
zur Ostermann-Spendenaffäre 

 
 
 
 
In welcher Liga der 1. FC Saarbrü-
cken Dank des hervorragenden 
Managements von Hartmut Oster-
manns Präsidenten Horst Hinsch-

berger nächste Saison spielt, ist jedem Fußballfan 
bekannt. In welche Sphären der Multimillionär 
die FDP führen will, ist noch offen. Auf jeden Fall 
wird die FDP umgetauft in FPO (Fidele Partei Os-
termann). 
 
Hatte Hartmut Ostermann bisher abgetakelte Politiker 
in seine bezahlten Dienste genommen, kauft er sich 
jetzt, nachdem er im April 2008 Kreisvorsitzender der 
FDP Saarbrücken wurde, die Besetzung der saarländi-
schen Parlamente. So sitzt im  Saarbrücker Stadtrat 
eine völlig neue Mannschaft der FDP um den Oster-
mann-Angestellten Friedhelm Fiedler und den getreuen 
Rüdiger Linsler. Auch im Landtag dürften die Oster-
mannen eine schwarz-gelb-grüne (Schwampel-) Politik 
mit dem Fraktionsvorsitzenden der FDP, Horst Hinsch-
berger, dem Ostermann-Angestellten und Fraktionsvor-
sitzenden der Grünen, Hubert Ulrich, und dem ehemali-
gen Ostermann-Angestellten und Fraktionsvorsitzenden 
der CDU, Klaus Meiser, einläuten. Das wird teuer für 
das Saarland. Der Verdacht, dass der saarländische 
Unternehmer Hartmut Ostermann (FDP) sich eine Ja-
maika-Korruption zu einer Landesregierung der Willi-
gen zusammengekauft hat, verdichtet sich. Nicht unwe-
sentlich vom System Ostermanns profitiert haben Grü-
ne, FDP und CDU.�In den letzten 10 Jahren haben sie 
annähernd eine halbe Million Euro an Spendengeldern 
durch die Ostermann-Gruppe erhalten, und auch die 
SPD wurde bedient. Die Grünen haben im Wesentli-
chen ihren Biowahlkampf über Ostermann finanziert. 
Dass die Saar-Grünen von ihrem Chef Hubert Ulrich 
getäuscht wurden, indem er ihnen die großzügige Un-
terstützung durch Ostermann verschwiegen hat, spielt 
keine Rolle. Denn selbst Mitglieder des geschäftsfüh-
renden Vorstands der Grünen, so der ehemalige Bürger-
meister, Kajo Breuer, haben davon nichts gewusst. 
Peinlicherweise hat sich die Co-Vorsitzende Claudia 
Willger-Lambert sogar gefreut, von der Spendenakquise 
ihres Vorsitzenden Hubert Ulrich nichts gewusst zu 
haben. Da Spenden auch direkt gegeben werden kön-
nen, weiß noch niemand, welcher Landtagsabgeordnete 
von Ostermann direkte Zuwendungen erhalten hat. 
Auch soll Ostermann die anonyme Wahlkampfaktion 

der CDU www.ich-lasse-mich-nicht-linken.de mitfinan-
ziert haben, die mit mehr oder weniger witzigen Comic-
zeichnungen und Texten massiv gegen DIE LINKE 
Front machte.  
Ob die massiven Hilfen die Einstellung von gleich fünf 
Steuerverfahren gegen Ostermannn an einem einzigen 
Tag während der Koalitionsverhandlungen leichter 
machten? Ein Schelm, der böses dabei denkt. 
Lange bereits wird "Hans Dampf" Ostermann in allen 
saarländischen Gassen von den hiesigen Mächtigen 
hofiert. Der kometenhafte Aufstieg des Hoteliers und 
Seniorenheim-Betreibers katapultiert ihn in die erste 
Liga der Macher in diesem Land. So kaufte der FDP-

Hauptsponsor schon vor Jahren den über Affären ge-
stolperten ehemaligen CDU-Innenminister Klaus Meiser 
nach dessen Rücktritt mit einem lukrativen Posten im 
Vorstand von "Pro Seniore". Auch der ehemalige Bun-
desverkehrsminister und frühere Ministerpräsident 
Reinhard Klimmt (SPD) profitiert von der Männer-
freundschaft zu Ostermann. Und natürlich auch der 
ehemalige Oberbürgermeister Hajo Hoffmann, der nach 
seinem unfreiwilligen Rücktritt umgehend bei Oster-
manns Unternehmen eintrat. Ein illustrer Kreis, der 
vom ehemaligen Chefredakteur Friedhelm Fiedler abge-
rundet wurde. Eine gute Investition in die Zukunft, die 
sich schon heute rentiert. Hat doch offensichtlich die 
Stadt Saarbrücken eine Steuerforderung von rund 
900.000 Euro niedergeschlagen. Ein Gemenge aus Kor-
ruption und dubiosem Geschäftsgebaren, wie es sonst 
nur in amerikanischen Soaps wie Dallas und Denver 
Clan anzutreffen ist. Endlich zeigt sich der Erfolg einer 
seit über zwanzig Jahren betriebenen neoliberalen Poli-
tik in unserem Lande. Offen werden nun unsere Parla-
mente von kapitalkräftigen Personen zusammenge-
kauft. Endlich ist deren Unabhängigkeit nicht mehr 
gewährleistet. Das Saarland ist endlich keine Bananen-

Wer gut 
schmiert, der 
gut fährt.   
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Aus dem Bezirksrat 

Nachdem das erhaltungswürdige Baudenkmal „Alte 
Bergwerksdirektion“ zum Einkaufstempel degradiert 
und teilweise abgerissen wurde, ist nun auch die un-
terirdische Toilettenanlage am St. Johanner Markt ge-
opfert worden. 1928 erbaut diente diese Einrichtung 
über Jahrzehnte Männlein und Weiblein zur Verrich-
tung ihrer Notdurft. Wer dringend einen stillen Ort 
aufsuchen muss, der weiß eine solche Einrichtung zu 
schätzen. Ende 2008 wurde die Anlage geschlossen 
und wird nun leider zugeschüttet anstatt sie zu sanie-
ren und wieder der Öffentlichkeit zugänglich zu ma-
chen. Stellt sie doch in der Fußgängerzone St. Johanner 
Markt eine einmalige Attraktion dar. Da die direkt 
daneben liegenden Transformatoren der Stadtwerke 
erhalten werden müssen, ist die Verfüllung mit hohen 
Kosten verbunden. Eine Sanierung hätte sicherlich 
auch Arbeitsplätze schaffen können—was über bezahl-
bare Nutzungsgebühren auch kostenneutral zu ver-
wirklichen gewesen wäre. Geschäften, Wirten und 
Marktbetreibern wäre geholfen gewesen, da man nicht 
mehr die Toilettenanlagen der Gaststätten  hätte aufsu-
chen müssen. Auch ist aufgrund der Verfüllung um 
den Bestand der in der Nähe stehenden, Schatten 
spendenden Platanen zu fürchten. Leider konnte DIE 
LINKE  im Bezirksrat in zwei Anträgen nicht erreichen, 
das Projekt aufzuschieben und neu zu überdenken. 

Noch ein Denkmal weniger! 

Ade „altes Scheißhaus“ 
Ein Nachruf von Hansjörg Rudolffi 

Was lange währt, wird endlich gut. Mit der Neugrün-
dung der Arbeitsgemeinschaft geben sich die Daarler 
Vereine einen Dachverein zur gemeinnützigen Koordi-
nation gemeinsamer Projekte aus der Vereinsarbeit in 
St. Arnual. Fritz Weißmann gibt die Führung nach vie-
len Jahren engagiertem Einsatz für die Daarler Vereins-
arbeit an Axel Egler ab. 20 Vertreter von 18 Vereinen 
haben am 17. März im Vereinsheim der DJK die Grün-
dung der „Arbeitsgemeinschaft St. Arnualer Ortsverei-
ne e.V.“ beschlossen. Damit bekommt die traditionelle 
Interessengemeinschaft der Daarler Vereine eine eige-
ne Rechtsform, was vor dem Hintergrund der Organisa-
tion gemeinsamer Veranstaltungen unumgänglich ge-
worden war. Axel Egler wurde zum ersten und Norbert 
Schmidt zum zweiten Vorsitzenden gewählt. Die 
Schriftführung wird Stefan Brand übernehmen. Zum 
Schatzmeister wurde Roland König bestimmt. Weitere 
Beisitzer sind Mirko Bertucci, Heiner Eschenbach, Jür-
gen Hirsch, Peter Perquy und Markus Zirkel.   
Als Mitglied des neu gegründeten Vereins will er auch 
weiterhin sein Engagement und seine Erfahrung im 
Sinne der Daarler einsetzen. 

Neugründung der „Arbeitsgemeinschaft 
St. Arnualer Ortsvereine .V.“  

Nachrichten 
Aus dem Stadtteil 

Vielleicht habt Ihr, liebe Leser, die-
sen Ausdruck schon mal gehört, 

und Euch gefragt, wer damit  gemeint sein könnte. 
Bestimmt nicht ein „berühmter“  Künstler, dessen Wer-
ke zu Höchstpreisen auf dem internationalen Kunst-
markt gehandelt werden. Eher wohl abwertend ge-
meint, wird damit ein Künstler bezeichnet, der es 
(noch) nicht geschafft hat, gesellschaftliche Anerken-
nung zu erringen und deshalb auch nicht von seiner 
Kunst leben kann. Man könnte aber auch, in einer 
anderen Interpretation, eine Forderung darin sehen, 
Kunst und Kultur für alle, auch einkommensschwache 
Bevölkerungsschichten, zugänglich zu machen. Beides 
ist ein Anliegen der LINKEN: Künstlern bessere Le-
bens- und Arbeitsbedingungen zu verschaffen, sowie 
dem interessierten Publikum Gelegenheit zu geben, 
kostenfrei Originale von bekannten und unbekannten 

Künstlern zu sehen und damit der Breitenkultur den 
ihr zustehenden Stellenwert im Kunst- und Kulturbe-
trieb zu sichern. Bereits in den 20er Jahren des vori-
gen Jahrhunderts riefen Gruppierungen von Künstlern 
die „surrealistische Revolution“ aus, die als Ziel die 
Erweiterung des Bewusstseins hatte, und die Erfor-
schung des Unbewussten einbezog. Diese Pioniere sind 
heute anerkannt und haben Einfluss auf weite Teile 
des gesellschaftlichen Lebens genommen. Damit kom-
men wir wieder zu Picasso, einem dieser Vordenker, 
der noch lange Zeit als Musterbeispiel der Dekadenz 
der „modernen Kunst“ herhalten musste. In der dunk-
len Zeit des Faschismus mussten viele dieser Künstler 
emigrieren, kamen ins KZ und wurden als „entartet“ 
gebrandmarkt. Dies darf nie wieder geschehen.  
Kunst braucht Frieden, Kunst braucht Freiheit, Kunst 
braucht Demokratie. 

Kultur 

Picasso für Arme 

Weitere Infos:  http://www.skt-arnual.de oder bei Nor-
bert Schmidt,  Tel. 0681 / 6 45 59,  
E-Mail: norschmidt@online.de 

Von Heinz Ewig 
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Mehr Netto vom Brutto – das haben wir jetzt davon! 

Linke Thesen: 

Was unter Schröders SPD und Fi-
schers Grünen 1998 mit dem Beg-
riff Agenda 2010 als Sozialabbau-
Politik begann, ist unter Schwarz-
Gelb enorm verschärft worden. 

Nicht nur, dass Merkels und Westerwelles Re-
gierung gegen alle kämpft, die von ihrer Hän-
de Arbeit leben müssen, ist sie auch durch ih-
re Steuersenkungspolitik bereit, die Kommu-
nen finanziell zu ruinieren.   
 
Während immer mehr Menschen durch ihrer Hände 
Arbeit nicht mehr genug verdienen, um ihre Famili-
en ausreichend ernähren zu können, sorgt die FDP 
dafür, dass Hotelbesitzer 12 Prozent weniger Mehr-
wertsteuer zahlen müssen. Während Westerwelle 
von römischer Dekadenz schwafelt, will er die Sozi-
alleistungen für Hartz IV-Empfänger drastisch sen-
ken.  Jeder, der was kauft, zahlt  Mehrwertsteuer. 
Wenn jedoch jemand ein Unternehmer ist, erhält er 
die Mehrwertsteuer zurück, sofern die Ausgaben 
irgendwie mit seinem Unternehmen zu tun haben – 
also ziemlich viel außer Essen und Kleidung. Auch 
kann er sich jahrelang Zeit lassen, seine eventuell 
anfallenden Steuern zu zahlen. Der normale Arbeit-
nehmer zahlt dagegen brav Monat für Monat Steu-
ern und Abgaben. So geht bei den kleinen Leuten 
schon mal ein knappes Fünftel des Einkommens 
über Steuern wieder zurück an den Staat. Mit den 
anfallenden Sozialabgaben für Renten-, Kranken- 
und Pflegeversicherung bekommt er nicht einmal 
50 Prozent seines Einkommens als Netto in die Ta-
sche. Da der Staat bei Geringverdienern ergänzende 
Hilfen zum Lebensunterhalt dazuzahlt, trägt er dazu 
bei, dass immer mehr Arbeitsplätze schlecht bezahlt 
werden. Dazu kommt noch, dass mittlerweile jeder 
zweite Arbeitsplatz zeitlich befristet wird. Während 
für Aktienkäufe keine Steuer anfällt, muss der Ar-

beitnehmer für seinen Hauskauf kräftig an den 
Staat blechen. Von Steuerbefreiung keine Spur. 
Aber er ist froh, überhaupt noch Arbeit zu haben. 
Koste es, was es wolle. Andere können mit ihrer 
Hände Arbeit nichts verdienen – sie dürfen gleich 
als „Hartz IV-ler“ zu Hause bleiben. Aber weil es 
noch nicht fies genug ist, jemanden zu Hause rum-
sitzen zu lassen, zwingen Westerwelle und Co. sie 
dazu, für 1 Euro die Stunde das zu tun, wozu die 
Kommunen dank der neuen Steuersenkungen kein 
Geld mehr haben. Zum Beispiel Pflege von Parks 
und Straßenrändern, wo der Müll der Wohlstands-
gesellschaft rumliegt. So machen die Armen in un-
serer Gesellschaft den Reichen ihre Stadt sauber. 
Eine gewollte Unsozialpolitik, die den Gegensatz 
von Reich und Arm zunehmend verschärft. Wäh-
rend die Reichen immer reicher werden, werden die 
Armen immer zahlreicher.  
Das Ungeheuerliche besteht darin, dass die, die in 
diesem System die Gewinne erarbeiten, immer 
schlechter für ihre Arbeit bezahlt werden, während 
die, die von der Arbeit ausgeschlossen werden, weil 
der Stellenabbau die Rendite der Unternehmer er-
höht, sich als Sozial-Schmarotzer bezeichnen lassen 
müssen, die dauernd mehr verlangen, als ihnen 
zusteht. Diese Diffamierung hat System. Sie trägt 
dazu bei, dass sich kaum Widerstand bei den Betrof-
fenen bildet.  
 
Wir wollen das ändern. Wenn Ihnen das auch so 
geht, dann freuen wir uns auf Sie! Wir wollen ge-
meinsam mit Ihnen Wege finden, uns gegen Merkel, 
Westerwelle und Co. zu wehren. Ansprechpartner 
aus Alt-Saarbrücken und St. Arnual sind auf der 
letzten Seite dieser Zeitung zu finden. 

Von Regina Preysing 

Wollen Sie mit Regina Preysing über dieses Thema 
diskutieren? Dann mailen Sie Ihr:  

rpreysing@onlinehome.de 

 
Im Internet gibt es noch mehr Informationen aus Alt-Saarbrücken und St. Arnual: 
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http://www.links-der-saar.de 
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Aus dem Stadtrat 

 
Was haben die Gutachter 
von Rödl und Partner nicht 
alles an Grausamkeiten 

aufgelistet: 114 Stellen wollten sie streichen, 
Schwimmbäder dicht machen, die Zahl der Aus-
bildungsplätze deutlich verringern und abends 
die Straßenbeleuchtung ausschalten. Ein Horror-
katalog war das, was den Fraktionen im Saarbrü-
cker Stadtrat Ende letzten Jahres da ins Haus flat-
terte.  
 
Die Landesregierung hatte das Gutachten in Auftrag 
gegeben. Offiziell sollte damit aufgelistet werden, wo 
die hochverschuldete Landeshauptstadt überall sparen 
könnte. Doch wer bezahlt, der bestimmt wo es lang-
geht. Kein Wunder also, dass die Gutachter die eigentli-
che Ursache für die Saarbrücker Haushaltsmisere uner-
wähnt lassen: Die Tatsache nämlich, dass das Land den 
Städten und Gemeinden in den letzten Jahren immer 
weniger Geld aus dem kommunalen Finanzausgleich 
zukommen lässt, nur um Löcher im Landeshaushalt zu 
stopfen. Und dass Saarbrücken gleichzeitig immer 
mehr an den Regionalverband abführen muss. Die 
Stadtverwaltung hat dann ebenfalls wieder alle über-
rascht, als sie Anfang Februar eine eigene Sparliste 
vorgelegt hat. Zugegeben, den ganz großen Stellenab-
bau und andere, besonders ungerechte Sparmaßnah-
men aus dem Haushaltsgutachten hat die Verwaltung 
nicht mehr in ihr Konzept aufgenommen. Und doch 
stand wieder ein Abbau von Arbeitsplätzen im Raum, 
ebenso die Schließung der Bäder in Dudweiler und 
Brebach-Fechingen sowie der Schulschwimmhallen. 
Kein Wunder also, dass eine Protestwelle die Stadt er-
griff. Wir LINKEN im Stadtrat haben immer gesagt, 
dass wir für eine andere Politik stehen. Wir sind ange-
treten, damit es in dieser Stadt sozialer und gerechter 
zugeht. Kein Wunder also, dass gerade uns diese Spar-
liste besonders getroffen hat. Nun könnte man sagen: 
Warum habt ihr sie nicht gleich in den Mülleimer ge-
worfen? Warum habt Ihr Euch auf diese Spardiskussion 
überhaupt eingelassen? Die Antwort ist klar: Wir brau-
chen endlich wieder einen genehmigten Haushalt. Wir 
wollen keinen Sparkommissar vom Land. Und deshalb 
müssen wir zeigen, dass wir in Saarbrücken unsere 
Hausaufgaben gemacht haben. Sparen — aber gerecht! 
Nur so können wir das, was wir im Dezember erreicht 
haben, endlich in die Tat umsetzen: Damals haben wir 

Mittel für einen Sozialpass, die Entwicklung eines Miet-
spiegels und die schrittweise Einführung eines kosten-
losen Schulessens in den Haushaltsplan eingebracht. 
Das ist ein großer Erfolg — bloß auf dem Papier nutzt es 
aber keinem. Deshalb muss der Haushalt genehmigt 
werden. Deshalb ist es gut, dass wir in Saarbrücken 
unsere Hausaufgaben gemacht haben. Denn jetzt hat 
das Land keine Ausrede mehr. Die Spardiskussion war 
ein anstrengender Prozess. Es ist dabei nicht alles rei-
bungslos gelaufen. Aber es hat sich gelohnt: Die Bäder 
bleiben offen, es wird kein Personal abgebaut und die 
Bettensteuer kommt. 
Die Idee hinter dieser Abgabe ist ganz einfach: Die 
schwarz-gelbe Bundesregierung hat die Mehrwertsteuer 
für Hotels von 19 auf sieben Prozent gesenkt. Wenn die 
Stadt Saarbrücken nun fünf Prozent Bettensteuer von 
den Hoteliers verlangt, haben sie immer noch eine satte 
Steuerentlastung von sieben Prozent - der städtische 
Haushalt kann sich dafür aber über bis zu zwei Millio-
nen Euro mehr freuen. Das heißt konkret: Durch diese 
Abgabe kann in der Landeshauptstadt etwa die Schlie-
ßung von Schwimmbädern vermieden werden. DIE 
LINKE im Stadtrat hat die Bettensteuer, die also eine 
Schwimmbad-Rettungs-Steuer ist, in den Stadtrat einge-
bracht. Auch in anderen Städten, wie Köln, Freiburg, 
Lübeck, Trier und Mannheim wird über eine solche 
Steuer nachgedacht. Ein Akt der Notwehr, weil der 
Bund immer mehr Steuern senkt und die Kommunen 
im Regen stehen lässt.  
Natürlich jammert der Hotelverband  - wer zahlt schon 
gerne Steuern? FDP und CDU sind auch unzufrieden—
sie hätten lieber am Personal gespart. Aber die Bäder 
bleiben offen! Der Stadtrat hat mit den Stimmen von 
LINKEN, SPD und Grünen den Weg frei gemacht für die 
Bettensteuer. Die Stadtverwaltung muss jetzt bis vor 
der Sommerpause eine entsprechende Satzung für  

diese 
„kommunale 
Aufwandsteuer“ 
erarbeiten.  
Eine Schätzung 
hat übrigens 
ergeben, dass 
allein die beiden 

Hotels der Victors-Gruppe sich mit wohl rund 435.000 
Euro jährlich an der Sicherung der Lebensqualität in 
Saarbrücken beteiligen müssen. Und trotzdem wird 
allein diesen beiden Hotels durch die üppigen Steuerge-
schenke der Bundesregierung immer noch eine Steuer-
entlastung von rund 690.000 Euro bleiben.  

Sparen ohne wehzutun 
Von Martin Sommer 
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Die Pleite der Stadt ist selbstverschuldet! 

Der Kommentar: 

Von Jürgen Straub �
�
�

Schuldenstand aktuell:  
650 Millionen;  

Neuverschuldung: 110 Millionen  
 

Jahrelanges Versagen kommunaler Politiker von 
CDU-SPD-FDP-GRÜNE hat die Stadt Saarbrücken in 
die Schuldenfalle manövriert. Kritiklos, geradezu 
blind, sind sie wie die Lemminge dem Privatisie-
rungsgequatsche marktradikaler Ökonomen hinter-
her gestolpert und haben dabei das kommunale 
Tafelsilber verhökert und die Bürger der Stadt rei-
nen Kapitalinteressen ausgeliefert. 
Der Verkauf des Kraftwerkes an der Römerbrücke 
an Elektrabel (heute GdF Suez), die Überlassung der 
Parkflächen an Q-Park auf Dauer von 50 Jahren: 
unentschuldbare Dummheiten, geradezu Verbre-
chen an den Bürgern! Nicht einmal der dümmste 
Bauer verkauft oder schlachtet die Kuh, die er mel-
ken kann. GdF Suez und Q-Park fahren heute satte 
Gewinne ein und lachen sich über die wichtigtueri-
schen Schwachköpfe in unserer Stadt kaputt, die 
ihnen die städtischen Renditeunternehmen zuge-
schustert haben.  
Dem betroffenen Bürger ist aber nicht zum Lachen 
zumute. Er zahlt zu hohe Parkgebühren, zuviel für 
Energie und Wärme und, infolge der durch Verkäu-
fe deutlich geminderten städtischen Einnahmen, 
überhöhte Fahrpreise auch für Busse und Stadt-
bahn und immer höhere Gebühren.  
Insbesondere die verschenkten Einnahmen aus den 
verkauften städtischen Betrieben haben direkt in 
die Überschuldung geführt. Die „Schuldenbremse“,  

jetzt noch verminderte Einnahmen aus der Gewer-
besteuer, die gestiegene Umlage für den Regional-
verband Saarbrücken zwingen die Stadt zu weiteren 
Einnahmekapriolen und Grausamkeiten beim Spa-
ren. Eine „Glanzleistung“ war die Planung der Ober-
bürgermeisterin Charlotte Britz und des neuen Bür-
germeisters Ralf Latz, Schwimmbäder zu schließen. 
Es blieb beim Versuch. Bürger aus Fechingen und 
Dudweiler haben den kommunalen Superstars die 
„Gelbe Karte“ gezeigt. Sie wissen jetzt, die Schlie-
ßung von Schwimmbädern wird ein Himmelsfahrts-

kommando. 
Angesichts der 
FDP-
Steuergeschenke 
für Hotels ist eine 
„Bettensteuer“ von 
5 Prozent eher zu 
niedrig angesetzt. 
Übrigens wird der 
Saarbrücker FDP-
Kreisvorsitzende 
Hartmut Oster-
mann, der inner-
halb eines Jahres 
seinen Parteien 
(FDP, CDU, GRÜ-
NE, SPD) Partei-
spenden in der 
Größenordnung 
von mehr als ei-

ner halben Million €  
hat zukommen las-
sen, die 
„Bettensteuer“ für 

seine „Victor’s Hotels“ wohl aus der Portokasse be-
zahlen können. Die geplante Erhöhung der 
Grundsteuer allerdings schlägt voll auf die Neben-
kostenrechnung der Mieter durch und trifft wie so 
oft die Falschen. Gemessen am Schuldenberg und 
der Neuverschuldung nehmen sich alle bisher ge-
nannten Sparvorschläge und Einkommensverbesse-
rungen, wie Peanuts aus. Eine echte Lösung für die 
Finanzen der Stadt ist nicht in Sicht! 
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Mahnmal für die Dummheit der 
Stadt: Das Kraftwerk Römerbrücke 

Wollen Sie mit Jürgen Straub über dieses Thema 
diskutieren? Dann schreiben Sie ihm:  
StraubCon@aol.com 
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Auf dem Lande, wo Einfamilien-
häuser vorherrschen, kann Müll-

verwiegung  durchaus sinnvoll sein: Ein Haus - 
eine Tonne, wer viel Müll produziert, der zahlt 
mehr. Wer seinen Restmüll reduziert, der zahlt 
weniger.  
In Städten aber gerät die Müllverwiegung zur 
Lachnummer.  
 
Im städtischen Mehrfamilienwohnhaus teilen sich 

die unterschiedlichsten Mietparteien eine oder meh-
rere Restmülltonnen. Jede Mietpartei erhält einen 
Chip, um die ihr zugeordnete Tonne zu öffnen.  
 
Die Szenarien sind vielfach bekannt und tragen nur 
zur Erheiterung der nicht Betroffenen bei: Fall eins, 
die Tonne lässt sich trotz Chip nicht öffnen; Ergeb-
nis, die Plastiktüten mit Müll türmen sich neben der 
Tonne auf. Fall zwei, die Tonne lässt sich nach der 
Öffnung nicht mehr schließen; Ergebnis, über Nacht 
quillt die Tonne über mit nachbarschaftlichem Müll. 
Da ist dann ein unbestechlicher, GRÜNER Müllton-
nenwächter gefordert.  
Schlimmer aber ist, das Müllverwiegesystem ver-
tieft noch die vorhandenen gesellschaftlichen Ver-
werfungen. Familien oder Alleinerziehende mit 
Säuglingen oder Kleinkindern zahlen einen Kinder-
Straf-Aufschlag, denn bei etwa 3.000 Windeln (ca. 1 
Tonne) pro Jahr und Kind ergibt sich eine erhebli-
che finanzielle Mehrbelastung: das ist grüne Famili-

enfreundlichkeit! 
Für viele Betroffene, insbesondere in prekären Le-
bens- und Wohnverhältnissen, wachsen so die An-
reize zur „Entsorgung im Wald“.  
Wie Beispiele aus anderen Städten zeigen, hat die 
Restmüllentsorgung an Bushaltestellen, an Glas- 
und Papiercontainern und überhaupt an allen mög-
lichen und unmöglichen Orten schlagartig mit Ein-
führung der Müllverwiegung ungeahnte Ausmaße 
angenommen. Das lässt nicht nur für die Stadtteile 
Malstatt und Burbach Schlimmes befürchten. 
Auch die Einführung einer GRÜNEN, kommunalen 
Müllpolizei, wird da kaum Abhilfe schaffen, allen-
falls wird die Cleverness und Findigkeit der illega-
len Entsorger angestachelt. 
In Umkehrung zu Goethe sollte man den GRÜNEN 
ins Stammbuch schreiben, grün, teurer Freund, ist 
alle Theorie, und grau des Lebens goldner Baum. 

Grün  gedacht, Ergebnis: Müll!  

Von Jürgen Straub 

Die Einführung der Müllverwiegung in Saarbrücken, ein Traum der GRÜNEN, kann 
schon sehr bald für viele Saarbrücker zum Albtraum werden.  

Wollen Sie mit Jürgen Straub über dieses Thema 
diskutieren? Dann schreiben Sie ihm:  
StraubCon@aol.com 

Fußgängerzone Gärtnerstraße 

DIE LINKE unterstützt die Bürgerinitiative Gärtner-
straße in ihrem Bemühen, den Durchgangsverkehr 
aus der Straße zu verbannen. In Verbindung mit 
dem Gustav-Adolf-Haus könnte hier ein attraktiver 
Aufenthaltsbereich geschaffen werden. Auch sollte 
der Kumi-Park geöffnet werden.  

Nachrichten 
Aus dem Stadtteil 

Mir Saalänna 
wisse, was 
gudd es.  
Awwa so was? 


